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Das unkörperliche unbare Zahlungsmittel
gem § 74 Abs 1 Z 10 StGB

Mit BGBl I 2021/201 hat der österr Gesetzgeber in Umsetzung der RL zur
Bekämpfung von Betrug und Fälschung im Zusammenhangmit unbaren
Zahlungsmitteln1) die Legaldefinition des unbaren Zahlungsmittels in
§ 74 Abs 1 Z 10 StGB geändert. Diese umfasst neben körperlichen
unbaren Zahlungsmitteln nun auch unkörperliche unbare
Zahlungsmittel. Es stellt sich die Frage, was ein unkörperliches unbares
Zahlungsmittel konkret ist und wie sich dieses in das System des StGB
einbetten lässt.
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I. Einleitung

Mit BGBl I 2021/201 hat der österr Gesetzgeber in Umsetzung der RL zur Bekämpfung von
Betrug und Fälschung im Zusammenhang mit unbaren Zahlungsmitteln2) (im Folgenden:
Unbare Zahlungsmittelrichtlinie) die Legaldefinition des unbaren Zahlungsmittels in § 74
Abs 1 Z 10 StGB mit Wirkung ab 11. 12. 2021 geändert. Diese umfasst neben körperlichen
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trug und Fälschung im Zusammenhang mit unbaren Zahlungsmitteln und zur Ersetzung des Rah-
menbeschlusses 2001/413/JI des Rates, ABl L 2019/123, 18.

2) RL 2019/713/EU des Europäischen Parlaments und des Rates v 17. 4. 2019 zur Bekämpfung von Be-
trug und Fälschung im Zusammenhang mit unbaren Zahlungsmitteln und zur Ersetzung des Rah-
menbeschlusses 2001/413/JI des Rates, ABl L 2019/123, 18.
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unbaren Zahlungsmitteln nun auch unkörperliche unbare Zahlungsmittel.3) Der österr Gesetz-
geber hat dabei die Definition von unbaren Zahlungsmitteln imWesentlichen aus der Unbare
Zahlungsmittelrichtlinie übernommen4) und damit den Wortlaut des § 74 Abs 1 Z 10 StGB
aF5) grundlegend verändert. Hierdurch ergeben sich viele Fragen dahingehend, was vom Be-
griff des unkörperlichen unbaren Zahlungsmittels konkret erfasst ist und wie sich dieses in das
System des StGB einbetten lässt.6) Ziel dieses Beitrags ist es daher, den Inhalt der Legaldefini-
tion des heutigen § 74 Abs 1 Z 10 StGB7) in Hinblick auf unkörperliche unbare Zahlungsmit-
tel darzulegen.

II. Gesetzlicher Rahmen und Gesetzgebungsprozess im Zusammenhang
mit unkörperlichen unbaren Zahlungsmitteln

Unbare Zahlungsmittel sind gem § 74 Abs 1 Z 10 StGB „nichtkörperliche oder körperliche
Vorrichtungen, Gegenstände oder Aufzeichnungen oder deren Kombination, ausgenommen
gesetzliche Zahlungsmittel, die vor Fälschung oder missbräuchlicher Verwendung geschützt
sind und die für sich oder in Verbindung mit einem oder mehreren Verfahren dem Inhaber
oder Nutzer ermöglichen, Geld oder monetäre Werte zu übertragen, auch mittels digitaler
Tauschmittel“. Die Legaldefinition geht dabei im Wesentlichen auf die Definition von un-
baren Zahlungsinstrumenten in Art 2 lit a und lit b Unbare Zahlungsmittelrichtlinie zu-
rück.8) Die Unbare Zahlungsmittelrichtlinie wurde am 11. 12. 2021 um fast sechs Monate
verspätet umgesetzt.9)

Durch die Novellierung wurde der Wortlaut der Legaldefinition des § 74 Abs 1 Z 10 StGB
grundlegend geändert: Nach § 74 Abs 1 Z 10 StGB aF10) war ein unbares Zahlungsmittel „je-
des personengebundene oder übertragbare körperliche Zahlungsmittel, das den Aussteller erken-
nen lässt, durch Codierung, Ausgestaltung oder Unterschrift gegen Fälschung oder missbräuch-
liche Verwendung geschützt ist und im Rechtsverkehr bargeldvertretende Funktion hat oder der
Ausgabe von Bargeld dient“.

3) Siehe den Wortlaut des § 74 StGB Abs 1 Z 10 idF BGBl I 2019/111.; ErläutRV 1099 BlgNR 27. GP 1.
4) Siehe Art 2 lit a und b Unbare ZahlungsmittelRL 2019/713 ABl L 2019/123, 18; s auch ErläutRV 1099

BlgNR 27. GP 1; Unger, Novellierung des StGB im Dunstkreis der Delikte bezüglich unbarer Zah-
lungsmittel, jusIT 2022, 9 (10); der europäische Gesetzgeber verwendet den Begriff der unbaren Zah-
lungsinstrumente.

5) § 74 StGB idF BGBl I 2019/111.
6) Krit zum österr Gesetzgebungsprozess Salimi, Die neue Richtlinie über unbare Zahlungsmittel und

ihre Umsetzung in Österreich, in Lewisch (Hrsg), Wirtschaftsstrafrecht und Organverantwortlichkeit
Jahrbuch 2022 (2022) 141 (150).

7) § 74 StGB idF BGBl I 2021/201.
8) Unbare ZahlungsmittelRL 2019/713 ABl L 2019/123, 18; s auch ErläutRV 1099 BlgNR 27. GP 1; Fab-

rizy/Michel-Kwapinski/Oshidari, StGB14 § 74 Rz 27 (Stand 10. 3. 2022, rdb.at).
9) Die Umsetzungsfrist der RL endete bereits am 31. 5. 2021, s Art 20 Abs 1 Unbare ZahlungsmittelRL

2019/713 ABl L 2019/123, 18; s auch Zeder, Umsetzung, Umsetzungskontrolle, Vertragsverletzungs-
verfahren im Strafrecht: Eine Bestandsaufnahme – Teil 1, JSt 2021, 595 (600); Bauer-Raschhofer,
Die modifizierte Bekämpfung von Betrug und Fälschung bei unbaren Zahlungsmitteln, ZWF 2022,
50 (51).

10) § 74 StGB idF BGBl I 2019/111.
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Eine Gegenüberstellung zeigt folgende Unterschiede:

§ 74 Abs 1 Z 10 idF BGBl I 2021/201 (nF) § 74 Abs 1 Z 10 idF BGBl I 2019/111 (aF)

* nichtkörperliche oder körperliche Vor-
richtungen, Gegenstände oder Aufzeich-
nungen oder deren Kombination,

* ausgenommen gesetzliche Zahlungsmittel,
* die vor Fälschung oder missbräuchlicher
Verwendung geschützt sind

* und die für sich oder in Verbindungmit ei-
nem oder mehreren Verfahren dem Inha-
ber oder Nutzer ermöglichen, Geld oder
monetäre Werte zu übertragen, auch mit-
tels digitaler Tauschmittel

* jedes personengebundene oder übertrag-
bare

* körperliche Zahlungsmittel,
* das den Aussteller erkennen lässt,
* durch Codierung, Ausgestaltung oder Un-
terschrift gegen Fälschung oder miss-
bräuchliche Verwendung geschützt ist

* und im Rechtsverkehr bargeldvertretende
Funktion hat oder der Ausgabe von Bar-
geld dient

Tabelle 1: Gegenüberstellung des Wortlauts der Legaldefinition vor und nach der Novellierung

Trotz der weitreichenden Änderung desWortlauts der Legaldefinition, die zuvor beinahe zwei
Jahrzehnte bestanden hatte,11) lassen sich in den Erläuterungen kaum Anhaltspunkte dafür
finden, wie mit der Novellierung von § 74 Abs 1 Z 10 StGB umzugehen ist. Der österr Gesetz-
geber hat sich Großteils darauf beschränkt, Artikel und Erwägungsgründe aus der Unbare
Zahlungsmittelrichtlinie wörtlich zu übernehmen, ohne sie in Hinblick auf das System des
StGB ausreichend zu beleuchten.12) Es scheint insgesamt so, als wäre es dem österr Gesetzge-
ber primär darum gegangen, die Legaldefinition richtlinienkonform umzusetzen.13) Auch die
Stellungnahmen, die auf die Weite des Wortlauts der Legaldefinition hinweisen,14) hat der Ge-
setzgeber im Zuge der Umsetzung nicht berücksichtigt.

Neben der Legaldefinition von unbaren Zahlungsmitteln in § 74 Abs 1 Z 10 StGB hat der
österr Gesetzgeber im Zuge der Umsetzung der Unbaren Zahlungsmittelrichtlinie außer-
dem einige Delikte des Besonderen Teils des StGB angepasst. Diese sind § 126 c (Miss-
brauch von Computerprogrammen oder Zugangsdaten), § 147 (Schwerer Betrug), § 148 a
(Betrügerischer Datenverarbeitungsmissbrauch), § 241b (Annahme, Weitergabe oder Besitz
falscher oder verfälschter unbarer Zahlungsmittel), § 241 c (Vorbereitung der Fälschung
oder Entfremdung unbarer Zahlungsmittel), § 241 f (Annahme, Weitergabe oder Besitz ent-
fremdeter unbarer Zahlungsmittel) und § 241h StGB (Ausspähen von Daten eines unbaren
Zahlungsmittels).15)

11) Die Legaldefinition ist in der aF mit dem BGBl I 2004/15 eingeführt worden.
12) Siehe ErläutRV 1099 BlgNR 27. GP 1 f, in denen er insb Art 2 und ErwGr 6, 8 und 10 der Unbare Zah-

lungsmittelRL 2019/713 ABl L 2019/123, 18 übernommen hat.
13) Siehe auch Salimi in Lewisch 141 (150).
14) Siehe bspw Schmoller, 5/SN-137/ME 27. GP 3 f; ÖRAK, 13/SN-137/ME 27. GP 1; Tipold, 1/SN-137/

ME 27. GP 1; zur Weite der Legaldefinition s auch Tipold, Unbare Zahlungsmittel – Anpassungen
an die Richtlinie (EU) 2019/713, JSt 2021, 466 (466).

15) Siehe hierzu BGBl I 2021/201 und ErläutRV 1099 BlgNR 27. GP 1ff; weiterführend Unger, jusIT 2022,
9 (10ff); Tipold, Mitwirkung am Selbstmord, Sterbeverfügungsgesetz, Kronzeugenregelung und un-
bare Zahlungsmittel, JSt 2022, 5 (9 f).
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III. Das Verständnis des unkörperlichen unbaren Zahlungsmittels

Im Folgenden wird auf die einzelnen Elemente der Legaldefinition im Zusammenhang mit
unkörperlichen unbaren Zahlungsmitteln näher eingegangen und deren Inhalt ermittelt.

A. „Nichtkörperliche Vorrichtungen, Gegenstände oder Aufzeichnungen
oder deren Kombination, die für sich oder in Verbindung mit einem oder
mehreren Verfahren dem Inhaber oder Nutzer ermöglichen, Geld oder
monetäre Werte zu übertragen“

§ 74 Abs 1 Z 10 StGB umfasst hinsichtlich unkörperlicher unbarer Zahlungsmittel „[. . .]
nichtkörperliche [. . .] Vorrichtungen, Gegenstände oder Aufzeichnungen oder deren Kombina-
tion, [. . .] die für sich oder in Verbindung mit einem oder mehreren Verfahren dem Inhaber oder
Nutzer ermöglichen, Geld oder monetäre Werte zu übertragen [. . .]“.

1. Nichtkörperliche Vorrichtungen, Gegenstände oder Aufzeichnungen
oder deren Kombination

Aus den Zielsetzungen und Vorgaben der Unbare Zahlungsmittelrichtlinie ergibt sich, dass
der europäische Gesetzgeber nichtkörperliche bzw unkörperliche unbare Zahlungsinstru-
mente iS von Computerdaten16) vor Augen hatte.17) Der digitale Binnenmarkt soll gestärkt
werden und Nutzer sollen Vertrauen in Online-Zahlungen,18) also in den Umgang mit Com-
puterdaten haben, die zu Zahlungszwecken im Internet dienen. Für dieses Ergebnis spricht
auch Art 5 lit a Unbare Zahlungsmittelrichtlinie, der regelt, dass die Erlangung von unkörper-
lichen unbaren Zahlungsinstrumenten von denMitgliedstaaten nur dann als Straftat geahndet
werden muss, wenn die Erlangung mit einem Cybercrime Delikt nach den Art 3 bis 6 Richt-
linie über Angriffe auf Informationssysteme19) verbunden war. Da es sich bei der Neufassung
des § 74 Abs 1 Z 10 StGB um die Umsetzung der Richtlinie handelt, ist mangels anderer An-
haltspunkte davon auszugehen, dass auch der österr Gesetzgeber unkörperliche unbare Zah-
lungsmittel iS von Computerdaten vor Augen hatte.20) Diese Auffassung ermöglicht außer-

16) Computerdaten iSd Art 2 lit b RL 2013/40/EU des Europäischen Parlaments und des Rates v
12. 8. 2013 über Angriffe auf Informationssysteme und zur Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2005/
222/JI des Rates, ABl L 2013/218, 8 sind „jede Darstellung von Tatsachen, Informationen oder Konzep-
ten in einer für die Verarbeitung in einem Informationssystem geeigneten Form, einschließlich eines Pro-
gramms, das die Ausführung einer Funktion durch ein Informationssystem auslösen kann“.

17) Vgl Salimi in Lewisch 141 (142), je nach Alternative (unkörperliche Vorrichtungen, unkörperliche Ge-
genstände oder unkörperliche Aufzeichnungen) kommen dabei verschiedene Ausgestaltungsformen
von Computerdaten in Betracht.

18) Siehe ErwGr 2 und 7 Unbare ZahlungsmittelRL 2019/713 ABl L 2019/123, 18; s auch Vorschlag für
eine RL des Europäischen Parlaments und des Rates zur Bekämpfung von Betrug und Fälschung
im Zusammenhang mit unbaren Zahlungsmitteln und zur Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2001/
413/JI des Rates, COM(2017) 489 final v 13. 9. 2017, 4.

19) RL 2013/40/EU des Europäischen Parlaments und des Rates v 12. 8. 2013 über Angriffe auf Informa-
tionssysteme und zur Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2005/222/JI des Rates, ABl L 2013/218, 8.

20) Es ändert auch nichts am Verständnis des Tatobjekts iSd § 74 Abs 1 Z 10 StGB, dass der österr Ge-
setzgeber von der Einschränkungsmöglichkeit auf Cybercrime Delikte nach den Art 3 bis 6 RL über
Angriffe auf Informationssysteme in § 241e StGB keinen Gebrauch gemacht hat, da auch unabhängig
von den genannten Cybercrime Delikten eine Entfremdungsmöglichkeit von Computerdaten selbst
besteht (wie bspw durch ein Abnötigen); zum Nichtgebrauchen der Einschränkungsmöglichkeit s
auch Salimi in Lewisch 141 (143).
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dem – wie gleich zu zeigen ist – eine sinnvolle Einbettung von unkörperlichen unbaren Zah-
lungsmitteln in das System des StGB.

Unter unkörperlichen unbaren Zahlungsmitteln gem § 74 Abs 1 Z 10 StGB sind demnach au-
tomationsunterstützt verarbeitete, übermittelte oder überlassene Daten (iSd § 126a StGB)21) zu
verstehen, die auch die sonstigen Voraussetzungen des § 74 Abs 1 Z 10 StGB erfüllen.22) Da-
mit wird ein umfassender Schutz von digitalen Zahlungsmitteln als Tatobjekt ermöglicht. Un-
körperliche unbare Zahlungsmittel sind demnach bspw auf einem Computer, einem USB-
Stick oder einem Smartphone gespeicherte Kreditkartendaten, Online-Banking-Daten oder
Paypal-Zahlungsdaten.

Die analoge Darstellung von automationsunterstützt verarbeiteten, übermittelten oder über-
lassenen Daten (wie bspw ein Ausdruck von Paypal-Zahlungsdaten auf einem Blatt Papier)
stellt hingegen kein unkörperliches unbares Zahlungsmittel iSd § 74 Abs 1 Z 10 StGB dar,
weil es sich bei dem Ausdruck selbst nicht um automationsunterstützt verarbeitete, übermit-
telte oder überlassene Daten handelt.23) Auch wenn sich ein Mensch bspw seine Kreditkarten-
daten einprägt, handelt es sich bei den Kreditkartendaten im Gedächtnis, mangels Vorliegens
automationsunterstützt verarbeiteter, übermittelter oder überlassener Daten, nicht um ein
unkörperliches unbares Zahlungsmittel.

Das Abstellen bei unkörperlichen unbaren Zahlungsmitteln ausschließlich auf automations-
unterstützt verarbeitete, übermittelte oder überlassene Daten ermöglicht eine Abgrenzung zwi-
schen den Tathandlungen des § 241 e Abs 1 StGB (Entfremdung unbarer Zahlungsmittel) und
§ 241h Abs 1 StGB (Ausspähen von Daten eines unbaren Zahlungsmittels). So ist bspw das
Phishing von fremden Online-Banking-Daten (zB mittels gefälschter E-Mail) unter § 241 e
Abs 1 StGB zu subsumieren, da hier die automationsunterstützt verarbeiteten, übermittelten
oder überlassenen Daten selbst entfremdet werden. Das Opfer gibt die Online-Banking-Daten
auf seinem Computer oder Smartphone ein und übermittelt sie so dem Täter.24) Im Gegensatz
dazu stellt das Abschreiben von auf einem Computerbildschirm abgebildeten Online-Ban-
king-Daten auf ein Stück Papier ein Ausspähen nach § 241h Abs 1 StGB dar, weil hier ledig-
lich die Daten des unkörperlichen Zahlungsmittels visuell ausgespäht werden, aber nicht die
automationsunterstützt verarbeiteten, übermittelten oder überlassenen Daten selbst erlangt
werden.25)

21) Diese umfassen das Verständnis von Computerdaten iS des Unionsrechts, s hierzu 285 ErläutRV
BlgNR 23. GP 3; vgl hierzu auch Bergauer, Das materielle Computerstrafrecht (2016) 250 f; die feh-
lende Datenberechtigung und der wirtschaftliche Wert der Daten, die Tatbestandsmerkmal des
§ 126 a StGB bilden, sind beim unkörperlichen unbaren Zahlungsmittel aber freilich nicht erforder-
lich; zur Auslegung des Begriffs automationsunterstützt verarbeitete, übermittelte oder überlassene Da-
ten in § 126a StGB s bspw Messner in Leukauf/Steininger, StGB Online § 126a Rz 2ff; Reindl-Kraus-
kopf/Salimi/Stricker, IT-Strafrecht (2018) Rz 2.136 und 2.139.

22) Schroll/Oberressl sehen unkörperliche unbare Zahlungsmittel in Höpfel/Ratz, WK2 StGB (in Druck)
§ 74 Rz 60/23 als automationsunterstützte Aufzeichnungen eines Datensatzes.

23) So auch Schroll/Oberressl in Höpfel/Ratz, WK2 StGB (in Druck) § 74 Rz 60/25; vgl zu § 126a StGB
auch Bergauer, Das materielle Computerstrafrecht 251.

24) Vgl Schroll/Oberressl in Höpfel/Ratz, WK2 StGB (in Druck) § 74 Rz 60/25; nach der alten Rechtslage
konnte Phishing nur § 241h StGB erfüllen, weil ausschließlich körperliche Zahlungsmittel unter § 74
Abs 1 Z 10 fielen, s hierzu Schroll inHöpfel/Ratz,WK2 StGB § 241h (Stand 17. 10. 2017, rdb.at) Rz 13.

25) Vgl Schroll/Oberressl in Höpfel/Ratz, WK2 StGB (in Druck) § 74 Rz 60/25; auch wenn nur Teile des
unkörperlichen unbaren Zahlungsmittels (ohne entsprechenden Vorsatz auf die Erlangung des ge-
samten Zahlungsmittels) durch Phishing erlangt werden, handelt es sich um ein Ausspähen nach
§ 241h StGB, ausführlich hierzu unten und vgl auch Salimi in Lewisch 141 (144 f).
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§ 74 Abs 1 Z 10 StGB spricht außerdem von „nichtkörperliche[n] [. . .] Vorrichtungen, Gegen-
stände[n] oder Aufzeichnungen oder deren Kombination“. Fraglich ist, ob alle drei Alternativen
(Vorrichtungen, Gegenstände oder Aufzeichnungen) tatsächlich auch unkörperlich sein kön-
nen und was diese im Einzelnen bedeuten. Hierfür muss in einem ersten Schritt das Verständ-
nis der Unbare Zahlungsmittelrichtlinie analysiert werden. Dafür, dass alle drei Alternativen
auch unkörperlich sein können, spricht die Voranstellung der Begriffe „nichtkörperliche oder
körperliche“ in Art 2 lit a Unbare Zahlungsmittelrichtlinie, ohne zwischen den jeweiligen Al-
ternativen zu differenzieren, und das Ziel des europäischen Gesetzgebers, (digitale) Zahlungs-
instrumente möglichst lückenlos mit strafrechtlichem Schutz zu versehen.26)

Im Zuge der Umsetzung der Richtlinie hat auch der österr Gesetzgeber in § 74 Abs 1 Z 10
StGB allen drei Alternativen die Wortfolge „nichtkörperliche oder körperliche“ unterschieds-
los vorangestellt. Aus dieser Formulierung und der richtlinienkonformen Interpretation, die
es in dem Fall gebietet, das Tatobjekt nicht potenziell einzuschränken, ergibt sich, dass alle
drei Alternativen auch unkörperlich sein können.27) Dabei ergibt sich ein gewisses Span-
nungsverhältnis zum sonstigen Verständnis des Begriffs „Gegenstand“ im StGB, weil nach
der hM nur körperliche Gegenstände umfasst sind.28) Die genannten Argumente für die Ein-
beziehung von unkörperlichen Gegenständen in § 74 Abs 1 Z 10 StGB wiegen allerdings
schwerer.

Wie lassen sich nun konkret unkörperliche Gegenstände, unkörperliche Vorrichtungen, un-
körperliche Aufzeichnungen oder deren Kombination voneinander abgrenzen?29) Der Begriff
Vorrichtungen findet sich auch in der Legaldefinition von Informationssystemen in Art 2 lit a
Richtlinie über Angriffe auf Informationssysteme30), in der von Vorrichtungen die Rede ist,
die auf der Grundlage eines Programms die automatische Verarbeitung von Computerdaten
durchführen. Dies entspricht imWesentlichen auch der Definition von Computersystemen in
§ 74 Abs 1 Z 8 StGB.31) Der Begriff Vorrichtungen wird im Strafrecht also sowohl vom euro-
päischen als auch vom österr Gesetzgeber in einem Kontext verwendet, in dem ihnen eine
Verarbeitungsfunktion zukommt. Das entspricht auch dem allgemeinen Sprachverständnis
von Vorrichtungen. Anzudenken wäre daher, unkörperliche Vorrichtungen in Anlehnung
an Art 2 lit a Richtlinie über Angriffe auf Informationssysteme32) bzw § 74 Abs 1 Z 8 StGB
zu verstehen und diese entsprechend anzunehmen, wenn automationsunterstützt verarbei-
tete, übermittelte oder überlassene Daten die automatische Verarbeitung von Computerdaten
durchführen. Eine unkörperliche Vorrichtung iSd § 74 Abs 1 Z 10 StGB wäre insofern bspw

26) Zum Ziel s insb ErwGr 6 und 7 Unbare ZahlungsmittelRL 2019/713 ABl L 2019/123, 18.
27) AM Schroll/Oberressl in Höpfel/Ratz, WK2 StGB (in Druck) § 74 Rz 60/23.
28) Zur Konfiskation nach § 19a StGB s bspw Stricker in Leukauf/Steininger, StGB Online § 19a Rz 8; Sa-

limi in Triffterer/Rosbaud/Hinterhofer, SbgK § 19a Rz 17; RIS-Justiz RS0133668; OGH 29. 6. 2021,
14 Os 29/21b; zur Einziehung nach § 26 StGB s bspw Hohenecker in Preuschl/Wess, PK-StGB § 26
Rz 2; RIS-Justiz RS0133755; OGH 29. 7. 2021, 12 Os 84/21 a; Ratz in Höpfel/Ratz, WK2 StGB § 26
Rz 2 (Stand 1. 9. 2011, rdb.at); der Begriff Gegenstand bzw Gegenstände findet sich in vielen weiteren
Bestimmungen des StGB, wie bspw §§ 126, 175, 177b, 180, 181, 189; zum Gegenstandsbegriff im StGB
s auch Schmidthuber, Konfiskation, Verfall und Einziehung (2016) 88ff; zur möglichen Unkörperlich-
keit von Vorrichtungen iS des StGB s Bergauer, Das materielle Computerstrafrecht 75ff; Tipold in Leu-
kauf/Steininger, StGB Online § 74 Rz 33.

29) Zum Problem s auch Salimi in Lewisch 141 (142 f).
30) RL 2013/40 ABl L 2013/218, 8.
31) Fabrizy/Michel-Kwapinski/Oshidari, StGB14 § 74 Rz 25.
32) RL 2013/40 ABl L 2013/218, 8.
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eine Software zu Zahlungszwecken,33) die auch die restlichen Elemente des § 74 Abs 1 Z 10
StGB erfüllt.

Unkörperliche Aufzeichnungen (in der englischen Sprachfassung der Unbare Zahlungsmittel-
richtlinie: non-corporeal records) scheinen demWortlaut nach hingegen umfassender als un-
körperliche Vorrichtungen zu sein. Im Kommissionsvorschlag zur Unbare Zahlungsmittel-
richtlinie sind in der englischen Sprachfassung Zahlungsdaten als Bsp für records ange-
führt.34) Zu diesem Zeitpunkt wurde records in der deutschen Sprachfassung (noch) mit Da-
tensätzen und nicht wie später in der Unbare Zahlungsmittelrichtlinie mit Aufzeichnungen
übersetzt.35) Unter unkörperlichen Aufzeichnungen ist daher jede Darstellung einer Informa-
tion zu verstehen, die automationsunterstützt verarbeitet, übermittelt oder überlassen
wurde.36) Ein Beispiel wären PayPal-Zahlungsdaten, die auf einem Computer gespeichert
sind.

Unkörperliche Gegenstände stellen in Bezug auf unkörperliche unbare Zahlungsmittel einen
Auffangtatbestand für alle Fälle dar, in denen weder eine unkörperliche Vorrichtung noch
eine unkörperliche Aufzeichnung vorliegt. Fraglich ist allerdings, ob dem Begriff in der Praxis
dann tatsächlich ein Anwendungsbereich zukommt. Aus den obengenannten Gründen
scheint es allerdings dennoch geboten, auch unkörperliche Gegenstände von § 74 Abs 1
Z 10 StGB zu erfassen und nicht von Vorherein auszuschließen.

Eine Kombination der eben genannten Elemente kann bspw dann vorliegen, wenn das unkör-
perliche unbare Zahlungsmittel aus einer Zahlungssoftware (also einer unkörperlichen Vor-
richtung) und unkörperlichen Zugangsdaten zu dieser Software (also unkörperlichen Auf-
zeichnungen) besteht.

2. Übertragungsmöglichkeit von Geld oder monetären Werten

Die unkörperlichen Vorrichtungen, Gegenstände oder Aufzeichnungen müssen gem § 74
Abs 1 Z 10 StGB schließlich „für sich oder in Verbindung mit einem oder mehreren Verfahren
dem Inhaber oder Nutzer ermöglichen, Geld oder monetäre Werte zu übertragen“. Die Formu-
lierung wurde direkt aus Art 2 lit a Unbare Zahlungsmittelrichtlinie übernommen. Es handelt
sich bei diesem Teil der Definition allerdings um kein Novum der Unbare Zahlungsmittel-
richtlinie. Schon im Rahmenbeschluss zur Bekämpfung von Betrug und Fälschung im Zusam-
menhang mit unbaren Zahlungsmitteln war die Formulierung Teil der Definition von Zah-
lungsinstrumenten nach Art 1 lit a.37) In § 74 Abs 1 Z 10 StGB aF wurde dieser Teil der De-
finition des Rahmenbeschlusses durch die Formulierung „jedes personengebundene oder über-
tragbare [. . .] Zahlungsmittel“ umgesetzt. Es kann diesbezüglich insofern grds das Verständnis
des § 74 Abs 1 Z 10 StGB aF weiterhin herangezogen werden.38) Der Entfall des Merkmals des

33) Vgl Bergauer, Das materielle Computerstrafrecht 76 f; Schroll/Oberressl in Höpfel/Ratz, WK2 StGB (in
Druck) § 74 Rz 59; Tipold in Leukauf/Steininger, StGB Online § 74 Rz 33; zur Einschränkung des § 74
Abs 1 Z 10 StGB auf Software, die nicht allgemein zugänglich ist s unten.

34) Siehe die englische Sprachfassung von COM(2017) 489 final v 13. 9. 2017, 19.
35) Siehe die deutsche Sprachfassung von COM(2017) 489 final v 13. 9. 2017, 23.
36) Vgl dazu den Begriff Computerdaten in Art 2 lit b RL 2013/40 ABl L 2013/218, 8; vgl auch die Aus-

führungen zu Computerdaten in Rebisant in Höpfel/Ratz, WK2 StGB § 126a Rz 19ff.
37) RB 2001/413/JI des Rates v 28. 5. 2001 zur Bekämpfung von Betrug und Fälschung im Zusammen-

hang mit unbaren Zahlungsmitteln, ABl L 2001/149, 1; s auch Bauer-Raschhofer, ZWF 2022, 50 (53).
38) Zum Verständnis des § 74 Abs 1 Z 10 StGB aF s Oshidari in Triffterer/Rosbaud/Hinterhofer, SbgK

Vorbem §§ 241a bis 241g Rz 15; Jerabek/Ropper/Reindl-Krauskopf/Schroll in Höpfel/Ratz, WK2 StGB
§ 74 Rz 60/7 (Stand 20. 1. 2021, rdb.at).
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§ 74 Abs 1 Z 10 StGB aF, dass das Zahlungsmittel dem Wortlaut nach personengebunden
oder übertragbar sein musste, bringt inhaltlich keine Änderung mit sich. Personengebunden
war ein Zahlungsmittel, wenn es auf einen bestimmten Berechtigten lautete, und übertragbar,
wenn es vom Inhaber nutzbar war.39) In diesem Merkmal war keine Einschränkung zu erbli-
cken, sondern es wurde klargestellt, dass jedes (damals körperliche) unbare Zahlungsmittel
unter § 74 Abs 1 Z 10 StGB aF fallen konnte.40)

Eine Frage, die sich im Zusammenhang mit unkörperlichen unbaren Zahlungsmitteln stellt,
ist, ob ausschließlich Zahlungsdaten (wie zB Online-Banking-Daten) ein unkörperliches un-
bares Zahlungsmittel sein können oder auch die Daten des monetären Werts selbst (wie bspw
Giralgeld als Datensatz41)). Dem weiten Wortlaut nach kommt beides in Betracht, handelt es
sich doch bspw auch beim Datensatz des Giralgelds um eine unkörperliche Aufzeichnung, die
es für sich dem Inhaber bzw Nutzer ermöglicht, monetäre Werte zu übertragen. Giralgeld bil-
det selbst den monetären Wert,42) ähnlich wie körperliche unbare Zahlungsmittel, die selbst
Wertträger sind.43) Eine Auslegung, wonach auch der Datensatz des monetären Wertes selbst
ein unkörperliches unbares Zahlungsmittel ist, entspricht allerdings mE nicht demWillen des
europäischen und in Folge auch des österr Gesetzgebers (zu den Gründen s sogleich), weswe-
gen bei unkörperlichen unbaren Zahlungsmitteln diesbezüglich eine einschränkende Ausle-
gung des Wortlauts des § 74 Abs 1 Z 10 StGB geboten ist.

In den Erwägungsgründen der Unbare Zahlungsmittelrichtlinie und den Erläuterungen zu
§ 74 Abs 1 Z 10 StGB ist im Zusammenhang mit unkörperlichen unbaren Zahlungsinstru-
menten von der mobilen Zahlungsanwendung bzw der Genehmigung (wie bspw dem Pass-
wort) die Rede.44) ErwGr 11 der Unbare Zahlungsmittelrichtlinie nennt den „Versand ge-
fälschter Rechnungen, um Zahlungsdaten zu erhalten, [. . .] als Versuch einer rechtswidrigen An-
eignung [eines unbaren unkörperlichen Zahlungsinstrumentes]“. ErwGr 13 nennt Phishing,
Skimming und den Verkauf von Kredikarteninformationen als Handlungen gegen unbare
Zahlungsinstrumente. Nach den Erläuterungen zu § 74 Abs 1 Z 10 StGB zählen „[z]u den un-
körperlichen unbaren Zahlungsmitteln [. . .] insbesondere Zahlungsinstrumente wie Onlineban-
king oder auch intermediäre Zahlungsabwickler, die etwa eine Bezahlung über einen entspre-
chenden Account zulassen, der in weiterer Folge mit einem Bankkonto oder einer Kreditkarte
verknüpft ist“.45) Weder in den Erwägungsgründen der Unbare Zahlungsmittelrichtlinie, noch
in den Erläuterungen zu § 74 Abs 1 Z 10 StGB ist von Daten des Giralgelds – dem Paradefall
von Daten, die selbst einen monetären Wert bilden – als unbares Zahlungsmittel die Rede.46)

39) Nittel in Triffterer/Rosbaud/Hinterhofer, SbgK § 74 Rz 161.
40) Kienapfel/Schmoller, Strafrecht BT III2 (2009) Vorbem §§ 241a ff Rz 22; Oshidari in Triffterer/Ros-

baud/Hinterhofer, SbgK Vorbem §§ 241a bis 241 g Rz 15.
41) Bei Giralgeld handelt es sich im Übrigen grds nicht um E-Geld.
42) Vgl Messner in Leukauf/Steininger, StGB4 § 133 Rz 1b.
43) Zum Scheck, Wechsel und Quick-Chip als körperliche unbare Zahlungsmittel mit Wertträgereigen-

schaft s Oshidari in Triffterer/Rosbaud/Hinterhofer, SbgK Vorbem §§ 241a bis 241 g Rz 30; Jerabek/
Ropper/Reindl-Krauskopf/Schroll in Höpfel/Ratz, WK2 StGB § 74 Rz 60/12 (Stand 20. 1. 2021, rdb.at).

44) ErwGr 8 Unbare ZahlungsmittelRL 2019/713 ABl L 2019/123, 18; ErläutRV 1099 BlgNR 27. GP 2.
45) ErläutRV 1099 BlgNR 27. GP 2.
46) Auch COM(2017) 489 final v 13. 9. 2017, 23 nennt in den Ausführungen zu Art 4 beispielhaft Carding

und Phishing; BMJ, Erlass v 13. Dezember 2021 über die Regelungen des Bundesgesetzes, mit dem das
Strafgesetzbuch und das Zahlungsdienstegesetz 2018 zur Umsetzung der Richtlinie zur Bekämpfung
von Betrug und Fälschung im Zusammenhang mit unbaren Zahlungsmitteln geändert werden,
2021–0.956.819, 3 nennt beispielhaft Paypal, Apple Pay und Klarna.
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Die hier vertretene Ansicht ermöglicht außerdem eine sinnvolle Einbettung der rechtswidri-
gen Aneignung der genannten Schutzgüter in den Deliktskatalog der Unbare Zahlungsmittel-
richtlinie bzw des StGB: Die Erlangung des monetärenWertes selbst, also bspw des Giralgelds,
wird grds durch Art 6 Unbare Zahlungsmittelrichtlinie (Betrug im Zusammenhang mit Infor-
mationssystemen) bzw § 148a StGB unter Strafe gestellt.47) Die Erlangung von Zugangsdaten,
mittels derer monetäre Werte übertragen werden können (wie Online-Banking-Daten), wird
hingegen durch Art 5 (Straftaten im Zusammenhang mit der betrügerischen Verwendung
nichtkörperlicher unbarer Zahlungsinstrumente) bzw § 241 e StGB pönalisiert.48)

Die Möglichkeit der unterschiedlichen Behandlung von körperlichen unbaren Zahlungsmit-
teln, die selbst einen monetären Wert aufweisen, also Wertträger sind (wie bspw Schecks49)),
und von unkörperlichen Aufzeichnungen, Vorrichtungen etc, die es für sich dem Inhaber bzw
Nutzer ermöglichen, monetäre Werte zu übertragen, ergibt sich auch aus dem Rechtsgut, das
durch die Delikte gegen unbare Zahlungsmittel geschützt werden soll. Geschützt wird das
Vertrauen in die Sicherheit und Zuverlässigkeit des allgemeinen Zahlungsverkehrs mit unba-
ren Zahlungsmitteln.50) Im Fall von körperlichen unbaren Zahlungsmitteln, die für sich ge-
nommen bereits monetären Wert haben, wird gerade dieses körperliche Medium beim Zah-
lungsvorgang unmittelbar vom Nutzer eingesetzt. Beim unkörperlichen Datensatz mit mone-
tärem Wert wird aber nicht der unkörperliche Datensatz mit monetärem Wert selbst vom
Nutzer eingesetzt, sondern der Nutzer verwendet beim Zahlungsvorgang lediglich die Zu-
gangsdaten (wie bspw Online-Banking-Daten). Die Übertragung des monetären Werts selbst
erfolgt im Hintergrund (bei Giralgeld bspw durch eine bzw mehrere Banken).

Als Zwischenergebnis lässt sich also festhalten, dass in Hinblick auf unkörperliche unbare
Zahlungsmittel der monetäre Wert selbst (also bspw Giralgeld als Datensatz), auf den mittels
Zugangsdaten zugegriffen wird, nicht unkörperliches unbares Zahlungsmittel iSd § 74 Abs 1
Z 10 StGB ist. Dies gilt im Übrigen auch für Tauschmittel.51)

Fraglich ist auch, wie in Hinblick auf Zugangsdaten zu monetären Werten mit ErwGr 8 der
Unbare Zahlungsmittelrichtlinie umzugehen ist, der imWesentlichen in die Erläuterungen zu
§ 74 Abs 1 Z 10 StGB52) übernommen wurde: Demnach sollte „[b]ei der Definition unbarer
Zahlungsinstrumente [. . .] berücksichtigt werden, dass ein unbares Zahlungsinstrument aus ver-
schiedenen Elementen bestehen kann, die zusammenwirken, beispielsweise aus einer mobilen
Zahlungsanwendung und einer entsprechenden Genehmigung (zB einem Passwort). Wenn in
dieser Richtlinie das Konzept des unbaren Zahlungsinstruments benutzt wird, sollte dies so ver-
standen werden, dass das Instrument dem Besitzer oder Nutzer ermöglicht, tatsächlich Geld
oder monetäre Werte zu übertragen oder einen Zahlungsauftrag zu erteilen. Beispielsweise sollte
die widerrechtliche Erlangung einer mobilen Zahlungsanwendung ohne die erforderliche Geneh-

47) Siehe auch ErläutRV 1099 BlgNR 27. GP 4.
48) Siehe auch die Ausführungen zu Art 3 und 4 in Vorschlag für eine RL des Europäischen Parlaments

und des Rates zur Bekämpfung von Betrug und Fälschung im Zusammenhang mit unbaren Zahlungs-
mitteln und zur Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2001/413/JI des Rates, COM(2017) 489 final v
13. 9. 2017, 23; sieht man den monetären Wert selbst (also bspw das Giralgeld) als unbares Zahlungs-
mittel, so würde der Täter in vielen Fällen sowohl wegen der Erlangung der Zugangsdaten als auch
wegen des regelmäßig darauffolgenden Transfers des monetären Werts selbst in Realkonkurrenz
§ 241 e Abs 1 und § 241e Abs 3 StGB erfüllen. Dieses Ergebnis liegt wohl nicht iS des Gesetzgebers.

49) Oshidari in Triffterer/Rosbaud/Hinterhofer, SbgK Vorbem §§ 241 a bis 241g Rz 30.
50) Nittel in Triffterer/Rosbaud/Hinterhofer, SbgK § 74 Rz 158 f; Kienapfel/Schmoller, Strafrecht BT III2

Vorbem §§ 241a ff Rz 10.
51) Ausführlich zu Tauschmitteln s Abschn III.B.
52) ErläutRV 1099 BlgNR 27. GP 2.
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migung nicht als widerrechtliche Erlangung eines unbaren Zahlungsinstruments betrachtet wer-
den, da der Nutzer nicht in die Lage versetzt wird, tatsächlich Geld oder monetäre Werte zu
übertragen.“53)

Wollte der europäische Gesetzgeber Zahlungsinstrumente wirklich nur dann schützen, wenn
alle Elemente vorliegen, die für die Übertragung von monetären Werten nötig sind?54) Bspw
bräuchte man dann beim Onlinebanking für das Vorliegen eines unkörperlichen unbaren
Zahlungsinstruments Zugang zum Online-Banking-Portal, die Verfügernummer, das Pass-
wort und aber auch bspw den Zwei-Faktor-Authentifizierung (2FA) Code, der zum Einloggen
und/oder zur Bestätigung einer Transaktion notwendig ist.55) Müssen die Mitgliedstaaten also
gem Art 5 Unbare Zahlungsmittelrichtlinie nicht gewährleisten, dass jemand, der es „nur“ auf
die Verfügernummer und das Passwort (aber nicht auf die 2FA-Codes) abgesehen hat, straf-
bar ist?56) Im Übrigen wird in ErwGr 8 der Unbare Zahlungsmittelrichtlinie nicht zwischen
unkörperlichen und körperlichen Zahlungsinstrumenten unterschieden. Sollen also auch
Bankomatkarten, abweichend vom vormals geltenden Rahmenbeschluss zur Bekämpfung
von Betrug und Fälschung im Zusammenhang mit unbaren Zahlungsmitteln57), nur inkl
PIN ein unbares Zahlungsinstrument darstellen?58) Ist es keine widerrechtliche Aneignung ei-
nes körperlichen unbaren Zahlungsinstruments iSd Art 4 lit a Unbare Zahlungsmittelrichtli-
nie, wenn eine Person den PIN zuvor (rechtmäßig) erfahren hat und sich „nur“ die Banko-
matkarte selbst widerrechtlich aneignet?

Entgegen dem genannten Erwägungsgrund ist davon auszugehen, dass der europäische Ge-
setzgeber ein unbares Zahlungsinstrument nicht nur dann annehmen wollte, wenn alle Ele-
mente vorliegen, sodass, der Nutzer in die Lage versetzt wird, tatsächlich Geld oder monetäre
Werte zu übertragen. Hierbei ist anzumerken, dass sich der Wortlaut der Legaldefinition von
unbaren Zahlungsinstrumenten in Art 2 lit a Unbare Zahlungsmittelrichtlinie, im Gegensatz
zu Art 1 lit a des Rahmenbeschlusses zur Bekämpfung von Betrug und Fälschung im Zusam-
menhang mit unbaren Zahlungsmitteln, nicht dergestalt verändert wurde, sodass diese Ände-
rung im normativen Richtlinientext zum Ausdruck käme.

Es entspricht auch nicht dem Zweck der Richtlinie, dass die Strafbarkeit in Hinblick auf kör-
perliche unbare Zahlungsinstrumente eingeschränkt werden sollte, vielmehr sollte die Unbare
Zahlungsmittelrichtlinie insgesamt einen umfassenderen Schutz ermöglichen.59) Aus der
Richtlinie ergibt sich auch nicht, dass die tatsächliche Übertragbarkeit von Geld oder mone-

53) Hervorhebungen durch die Autorin.
54) Zum Problem s auch Salimi in Lewisch 141 (144).
55) Es handelt sich hierbei um ein Bsp, welche Daten für die tatsächliche Ausführung einer Transaktion

bzw für die Erteilung eines Zahlungsauftrags nötig sein können. Es gibt aber ganz unterschiedliche
Möglichkeiten, welche Daten bzw Zugänge gebraucht werden, um tatsächlich monetäre Werte über-
tragen zu können. Tlw kann die Sicherung durch 2FA bspw durch die Eingabe einer Cookie File einer
aktiven Sitzung umgangen werden.

56) Zum Problem s auch Bauer-Raschhofer, ZWF 2022, 50 (51).
57) In der Legaldefinition des Zahlungsinstruments nach Art 1 lit a RB 2001/413/JI ABl L 2001/149, 1

wurden Kreditkarten, Euroscheckkarten oder andere von Finanzinstituten herausgegebene Karten,
Reiseschecks, Euro-Schecks, andere Schecks und Wechsel beispielhaft aufgezählt.

58) Noch problematischer wird es, wenn man die NFC-Funktion berücksichtigt: Ist eine Bankomatkarte
auch ohne PIN ein unbares Zahlungsmittel, wenn eine kontaktlose Zahlung (NFC) ohne Eingabe des
PIN zum Tatzeitpunkt gerade möglich ist? So würde eine Bankomatkarte (ohne PIN) zu gewissen
Zeitpunkten ein unbares Zahlungsmittel darstellen und zu manchen Zeitpunkten nicht.

59) Siehe zB ErwGr 1 und 3 Unbare ZahlungsmittelRL 2019/713 ABl L 2019/123, 18; s auch Salimi in Le-
wisch 141 (145).
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tären Werten nur für unkörperliche unbare Zahlungsinstrumente ein Erfordernis darstellen
soll. Zwar wird in den Beispielen in ErwGr 8 das Augenmerk auf unkörperliche unbare Zah-
lungsinstrumente gelegt, er spricht aber nicht explizit von der Einschränkung nur auf unkör-
perliche unbare Zahlungsinstrumente. Auch der Zweck der Richtlinie, eine technologieneut-
rale Definition zu bilden,60) widerspricht dieser Auffassung, da unkörperliche unbare Zah-
lungsinstrumente nicht entsprechend den körperlichen geschützt würden.

Was ErwGr 8 der Unbare Zahlungsmittelrichtlinie allerdings richtigerweise zum Ausdruck
bringt, ist, dass mobile Zahlungsanwendungen (wie bspw die Bank Austria App) für sich allein
kein unbares Zahlungsinstrument darstellen kann. In der Zahlungsanwendung allein liegt nur
ein (allgemein) zugängliches Medium, ohne konkrete Zugangsdaten liegt kein entsprechendes
Schutzobjekt vor. Es braucht für das Vorliegen eines unkörperlichen unbaren Zahlungsinst-
ruments also eine ausreichende Nähe zu einem potenziellen Zahlungsvorgang. Es müssen
aber nicht alle Elemente vorliegen, sodass dieser tatsächlich ausführbar ist.61)

Ähnliche Überlegungen gelten in Hinblick auf die Auslegung des unkörperlichen unbaren
Zahlungsmittels gem § 74 Abs 1 Z 10 StGB. Der österr Gesetzgeber hat zwar ErwGr 8 der Un-
bare Zahlungsmittelrichtlinie in die Erläuterungen zu § 74 Abs 1 Z 10 StGB übernommen.62)
Dem Normtext des § 74 Abs 1 Z 10 StGB kann aber nicht entnommen werden, dass ein un-
bares Zahlungsmittel nur dann vorliegen soll, wenn der Nutzer in die Lage versetzt wird, tat-
sächlich Geld oder monetäre Werte zu übertragen.

Gegen die Auslegung des § 74 Abs 1 Z 10 StGB idS spricht außerdem, dass eine Bankomat-
karte und Kreditkarte nach der hM und Rsp seit fast zwei Jahrzehnten (auch ohne PIN) ein
körperliches unbares Zahlungsmittel darstellen.63) Es kann dem österr Gesetzgeber daher
nicht unterstellt werden, dass er das Verständnis des körperlichen unbaren Zahlungsmittels
derart grundlegend ändern wollte, ohne dies im Normtext zum Ausdruck zu bringen bzw
es in den Erläuterungen zum BGBl I 2021/201 explizit klarzustellen.64) Da auch der österr Ge-
setzgeber die Zielsetzung eines technologieneutralen Ansatzes hat, ist auch nicht davon aus-
zugehen, dass er unkörperliche unbare Zahlungsmittel durch Einschränkungen auf Tatob-
jektsebene weniger schützen wollte als körperliche und insofern zu unterscheiden wäre.65)

60) ErwGr 6 Unbare ZahlungsmittelRL 2019/713 ABl L 2019/123, 18; s auch Bauer-Raschhofer, ZWF 2022,
50 (51).

61) Es ist daher nicht jeder Teil, der für einen Zahlungsvorgang benötigt wird, bereits selbst unkörperli-
ches unbares Zahlungsinstrument, aber es muss auch nicht tatsächlich die Möglichkeit gegeben sein,
Geld oder monetäre Werte zu übertragen, um von einem unkörperlichen unbaren Zahlungsinstru-
ment ausgehen zu können; zum Problem s auch Salimi in Lewisch 141 (145 f).

62) ErläutRV 1099 BlgNR 27. GP 2.
63) Siehe hierzu Nittel in Triffterer/Rosbaud/Hinterhofer, SbgK § 74 Rz 155; Tipold in Leukauf/Steininger,

StGB Online § 74 Rz 33; RIS-Justiz RS0119423; OGH 21. 10. 2004, 15 Os 114/04; OGH 11. 01. 2005,
11 Os 131/04; s auch Salimi in Lewisch 141 (145).

64) ImMinisterialentwurf, war sogar noch davon die Rede, dass sich für körperliche unbare Zahlungsmit-
tel nichts ändern soll. In die Erläuterungen wurde dies zwar nicht übernommen, allerdings ist die Rede
davon, dass die neue Legaldefinition vor allem auch unkörperliche Zahlungsmittel mitabdecken soll, s
hierzu 127/ME 27. GP 1 und ErläutRV 1099 BlgNR 27. GP 1; vgl Salimi in Lewisch 141 (145).

65) ErläutRV 1099 BlgNR 27. GP 2; s auch BMJ, Erlass v 13. Dezember 2021 über die Regelungen des
Bundesgesetzes, mit dem das Strafgesetzbuch und das Zahlungsdienstegesetz 2018 zur Umsetzung
der Richtlinie zur Bekämpfung von Betrug und Fälschung im Zusammenhang mit unbaren Zahlungs-
mitteln geändert werden, 2021–0.956.819, 3; Salimi hält in Lewisch 141 (146) die unterschiedliche Be-
handlung allerdings für denkbar.
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Ein unkörperliches unbares Zahlungsinstrument iSd Art 2 lit a Unbare Zahlungsmittelricht-
linie und § 74 Abs 1 Z 10 StGB liegt vor dem Hintergrund des Regelungszwecks vor, wenn
eine ausreichende Nähe zu einem potenziellen Zahlungsvorgang gegeben ist. Diese ausrei-
chende Nähe liegt jedenfalls dann vor, wenn alle Mittel bzw Daten gegeben sind, die einen
Einstieg in eine personalisierte Nutzeroberfläche ermöglichen. Ist allerdings bereits der Ein-
stieg in die personalisierte Nutzeroberfläche des Zahlungsanbieters zusätzlich durch eine
2FA geschützt, sollten bereits die Zugangsdaten (wie etwa Verfügernummer und PIN) ohne
entsprechenden Zugang zur 2FA als unkörperliches unbares Zahlungsmittel angesehen wer-
den.66) Eine andere Auslegung würde auf der Ebene der Unbare Zahlungsmittelrichtlinie zu
Strafbarkeitslücken führen. So wäre bspw die Person, die Online-Banking-Daten in Form
von Verfügernummer und PIN (aber ohne 2FA Zugang67)) im Darknet anbietet, nicht nach
Art 5 lit d Unbare Zahlungsmittelrichtlinie strafbar.68) Dabei scheint es sich um ein vom
europäischen Gesetzgeber nicht gewolltes Ergebnis zu handeln.69) Die Ansicht ist mit
dem Wortlaut von Art 2 lit a Unbare Zahlungsmittelrichtlinie und § 74 Abs 1 Z 10 StGB
vereinbar.

Gemäß den Erläuterungen zu § 74 Abs 1 Z 10 StGB zählen „[z]u den unkörperlichen unbaren
Zahlungsmitteln [. . .] insbesondere Zahlungsinstrumente wie Onlinebanking oder auch inter-
mediäre Zahlungsabwickler, die etwa eine Bezahlung über einen entsprechenden Account zulas-
sen, der in weiterer Folge mit einem Bankkonto oder einer Kreditkarte verknüpft ist.“70) In Fäl-
len, in denen eine Anwendung für den Zahlungsvorgang genutzt wird, die allgemein zugäng-
lich bzw downloadbar ist (wie bspw die Bank Austria App oder die Bank Austria Website), ist
die Anwendung allerdings nicht als Teil des unkörperlichen unbaren Zahlungsmittels iS der
Unbare Zahlungsmittelrichtlinie bzw § 74 Abs 1 Z 10 StGB zu sehen. Sie funktioniert in die-
sen Fällen ähnlich wie ein Überweisungsautomat in einer Bankfiliale, der es mit Eingabe der
Bankomatkarte jedem ermöglicht, Geld zu überweisen. Das ergibt sich aus Art 5 lit a der Un-
bare Zahlungsmittelrichtlinie und für Österreich auch aus § 241 e Abs 1 StGB, denen in Bezug
auf unkörperliche unbare Zahlungsmittel sonst kaum ein Anwendungsbereich verbliebe. Tä-
ter erlangen die allgemein zugängliche Zahlungsanwendung idR nicht widerrechtlich, da sie
ohnehin Zugriff darauf haben bzw diese downloaden können. Würde man die allgemein zu-
gängliche bzw downloadbare Zahlungsanwendung (wie bspw die Bank Austria App) als Teil
des unkörperlichen unbaren Zahlungsmittels sehen, wäre der Täter, der die Verfügernummer,
den PIN (und sogar die Daten der 2FA) widerrechtlich erlangt, nicht nach Art 5 lit a Unbare
Zahlungsmittelrichtlinie bzw § 241e Abs 1 StGB strafbar, da er die Bank Austria App nicht
auch erlangt. Versuch wäre in Bezug auf die genannten Straftaten auch ausgeschlossen, da
grds kein Vorsatz auf das widerrechtliche Erlangen der Bank Austria App vorläge. Die Wort-

66) Bei Paypal läge das unkörperliche unbare Zahlungsmittel vor, wenn Mailadresse bzw Telefonnummer
und Passwort gegeben sind; bei Kreditkartendaten, wenn Kartennummer, Ablaufdatum, Name und
Prüfnummer gegeben sind; vgl auch Schroll/Oberressl in Höpfel/Ratz, WK2 StGB (in Druck) § 74
Rz 60/24.

67) Oder entsprechende Cookie Files, die eine Umgehung der 2FA ermöglichen.
68) In Österreich bestünde die Strafbarkeitslücke durch § 241h StGB grds nicht.
69) Vgl bspw ErwGr 13 Unbare ZahlungsmittelRL, wonach der Verkauf von Kreditkarteninformationen

strafbar sein soll, vom 2FA Verfahren durch bspw „Visa Secure“ ist hingegen keine Rede.
70) ErläutRV 1099 BlgNR 27. GP 2; BMJ, Erlass 2021–0.956.819, 3, der ua auch von Paypal, Apple Pay

und Klarna spricht; für die Einbeziehung von Onlinebanking auch Unger, jusIT 2022, 9 (10); Fab-
rizy/Michel-Kwapinski/Oshidari, StGB14 Rz 28/1 (Stand 10. 3. 2022, rdb.at); Hinterhofer/Rosbaud,
Strafrecht BT II6 § 241a Rz 9.
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lautgrenze der genannten Tatbestände verbietet es auch, das Erlangen eines Teils des unkör-
perlichen unbaren Zahlungsmittels bereits als tatbestandsmäßig anzusehen.71)

B. „. . . auch mittels digitaler Tauschmittel“

In § 74 Abs 1 Z 10 StGB wird geregelt, dass unter unbare Zahlungsmittel „nichtkörperliche
oder körperliche Vorrichtungen, Gegenstände oder Aufzeichnungen oder deren Kombination,
[. . .] [fallen,] die für sich oder in Verbindung mit einem oder mehreren Verfahren dem Inhaber
oder Nutzer ermöglichen, Geld oder monetäre Werte zu übertragen, auch mittels digitaler
Tauschmittel“.72) Dass die Übertragung von Geld bzw monetären Werten „auch mittels digi-
taler Tauschmittel“ erfolgen kann, wurde wörtlich aus der Legaldefinition des Art 2 lit a Un-
bare Zahlungsrichtlinie übernommen. Es soll grds der Klarstellung dienen und nicht die De-
finition des unbaren Zahlungsinstruments erweitern.73)

Unter digitalen Tauschmitteln versteht Art 2 lit c der Unbare Zahlungsmittelrichtlinie einer-
seits E-Geld iSd Art 2 Abs 2 Richtlinie 2009/110/EG74), wobei es sich um „jeden elektronisch –
darunter auch magnetisch – gespeicherten monetären Wert in Form einer Forderung gegenüber
dem Emittenten, der gegen Zahlung eines Geldbetrags ausgestellt wird, um damit Zahlungsvor-
gänge im Sinne des Artikels 4 Nummer 5 Richtlinie 2007/64/EG durchzuführen, und der auch
von anderen natürlichen oder juristischen Personen als dem E-Geld-Emittenten angenommen
wird“. Andererseits versteht Art 2 lit c Unbare Zahlungsmittelrichtlinie darunter virtuelle
Währungen. Bei einer virtuellen Währung handelt es sich gem Art 2 lit d Unbare Zahlungs-
mittelrichtlinie um „eine digitale Darstellung eines Werts, die von keiner Zentralbank oder öf-
fentlichen Stelle emittiert wurde oder garantiert wird und nicht zwangsläufig an eine gesetzlich
festgelegte Währung angebunden ist, die nicht den rechtlichen Status einer Währung oder von
Geld besitzt, aber von natürlichen oder juristischen Personen als Tauschmittel akzeptiert wird
und die auf elektronischemWege übertragen, gespeichert und gehandelt werden kann“. Die De-
finition von Tauschmitteln hat der österr Gesetzgeber nicht in den Normtext des § 74 Abs 1
Z 10 StGB selbst aufgenommen, sondern sich darauf beschränkt, diese in die Erwägungs-
gründe zu übernehmen, die im Wesentlichen die Definition der Unbare Zahlungsmittelricht-
linie wiedergeben.75)

In der Literatur wird großteils angenommen bzw missverständlich dargestellt, dass die Un-
bare Zahlungsmittelrichtlinie und in weiterer Folge auch § 74 Abs 1 Z 10 StGB vorgeben, dass

71) Krit zum Onlinebanking bzw intermediären Zahlungsabwickler als unbares Zahlungsmittel auch
Bauer, Die modifizierte Bekämpfung von Betrug und Fälschung bei unbaren Zahlungsmitteln,
ZWF 2022, 50 (51); Präsident des OLG Innsbruck, 18/SN-137/ME 27. GP 2; krit zu Anwendung der
Tathandlungen des StGB in Bezug auf Onlinebanking und intermediäre Zahlungsabwickler General-
prokuratur beim Obersten Gerichtshof, 14/SN-137/ME 27. GP 6; Salimi in Lewisch 141 (143).

72) Hervorhebung durch die Autorin.
73) Vgl ErwGr 10 Unbare ZahlungsmittelRL 2019/713 ABl L 2019/123, 18.
74) RL 2009/110/EG des Europäischen Parlaments und des Rates v 16. 9. 2009 über die Aufnahme, Aus-

übung und Beaufsichtigung der Tätigkeit von E-Geld-Instituten, zur Änderung der Richtlinien 2005/
60/EG und 2006/48/EG sowie zur Aufhebung der Richtlinie 2000/46/EG, ABl L 1009/267, 7.

75) ErläutRV 1099 BlgNR 27. GP 2; zu beachten ist, dass virtuelle Währungen nur von der Unbare Zah-
lungsmittelRL bzw § 74 Abs 1 Z 10 StGB erfasst werden sollen, wenn diese gemeinhin für die Leistung
von Zahlungen verwendet werden können, s hierzu ErwGr 10 Unbare ZahlungsmittelRL 2019/713
ABl L 2019/123, 18; ErläutRV 1099 BlgNR 27. GP 2; aM BMJ, Erlass v 13. 12. 2021 über die Regelun-
gen des Bundesgesetzes, mit dem das Strafgesetzbuch und das Zahlungsdienstegesetz 2018 zur Um-
setzung der Richtlinie zur Bekämpfung von Betrug und Fälschung im Zusammenhang mit unbaren
Zahlungsmitteln geändert werden, 2021–0.956.819, 4.
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virtuelle Währungen bzw E-Geld selbst ein unbares Zahlungsmittel sind.76) Diese Annahme ist
vielfach wohl darin begründet, dass nicht berücksichtigt wird, dass eine virtuelle Währung
selbst, eine Wallet (oft auch „digitale Brieftasche“ genannt) und ein Private Key drei verschie-
dene Elemente darstellen.77) Dasselbe gilt für die Unterscheidung zwischen Zugangsdaten zu
E-Geld und E-Geld selbst. Für eine zweckmäßige strafrechtliche Beurteilung ist eine Unter-
scheidung zwischen den einzelnen Elementen notwendig.

Zwar ist es dem Wortlaut nach möglich, sowohl die Zugangsdaten zu den Tauschmitteln als
auch die Daten der Tauschmittel selbst als unkörperliches unbares Zahlungsinstrument iS der
Unbare Zahlungsmittelrichtlinie bzw des § 74 Abs 1 Z 10 StGB zu sehen. Es handelt sich bei
den Zugangsdaten zu Tauschmitteln nämlich um Aufzeichnungen, die es dem Inhaber oder
Nutzer in Verbindung mit einem oder mehreren Verfahren ermöglichen, monetäre Werte
mittels digitaler Tauschmittel zu übertragen. Aber auch bei den Daten der digitalen Tausch-
mittel selbst handelt es sich um Aufzeichnungen, die für sich dem Inhaber oder Nutzer er-
möglichen, monetäre Werte mittels digitaler Tauschmittel zu übertragen. Sie stellen nämlich
selbst den monetären Wert bzw das Tauschmittel dar.78)

Der Wille des europäischen und in der Folge auch des österr Gesetzgebers zeigt aber, dass es
sich nur bei den Zugangsdaten zum digitalen Tauschmittel um ein unkörperliches unbares
Zahlungsmittel iSd Art 2 lit a Unbare Zahlungsmittelrichtlinie und § 74 Abs 1 Z 10 StGB
handeln soll. Unkörperliches unbares Zahlungsmittel ist somit bspw nicht der Bitcoin selbst
bzw dessen Datensatz, sondern die automationsunterstützt verarbeiteten, übermittelten oder
überlassenen Daten, die Zugang zu dem Bitcoin und damit dessen Übertragung ermöglichen,
also grds der Private Key (sofern die sonstigen Voraussetzungen des § 74 Abs 1 Z 10 StGB
vorliegen). Begründend ist hier einerseits auf die obigen Ausführungen zu der Frage zu ver-
weisen, ob Daten, die selbst den monetären Wert darstellen, unkörperliches unbares Zah-
lungsmittel sind.79) Andererseits ergibt sich aus den Erwägungsgründen der Unbare Zah-
lungsmittelrichtlinie, dass die Definition von unbaren Zahlungsinstrumenten neue Arten un-
barer Zahlungsinstrumente erfassen soll, die dieÜbertragung von E-Geld bzw virtuellenWäh-
rungen ermöglichen.80) Außerdem sollen digitale Brieftaschen, die die Übertragung virtueller

76) Siehe zB Fabrizy/Michel-Kwapinski/Oshidari, StGB14 § 74 Rz 28/1 (Stand 10. 3. 2022, rdb.at); Hinter-
hofer/Rosbaud, Strafrecht BT II7 § 241 a Rz 10; Unger, jusIT 2022, 9 (10); Bauer-Raschhofer, ZWF
2022, 50 (52); Glaser/Kert, Verstärkter strafrechtlicher Schutz für unbare Zahlungsmittel, ZWF
2019, 142 (142); so scheinbar auch Ley/Bichler, Novellierung der Definition unbarer Zahlungsmittel
und die Auswirkungen auf virtuelle Währungen, JSt 365 (365 f).

77) Virtuelle Währungen selbst verbleiben immer auf der Blockchain, s Antonopoulos, Mastering Bitcoin
(2017) 93; Schmidt, Kryptowährungen und Blockchains (2019) 78 f; Berndt, Kryptostrafrecht 101: zur
strafrechtlichen Relevanz von Krypto-Assets, ÖJZ 2021, 924 (929); der Private Key gewährt als eine
Art „Schlüssel“ unmittelbar Zugang zu den virtuellen Währungen, s Berentsen/Schär, Bitcon, Block-
chain und Kryptoassets (2017) 310; vgl Stabile/Prior/Hinkes, Digital Assets and Blockchain Techno-
logy (2020) 17; Rirsch, Crypto-Assets: DLT-Token als Objekt der Finanzmarktaufsicht (2022) 51;
der Private Key wird in sog „Wallets“ aufbewahrt, s Hellwig/Karlic/Huchzermeier, Entwickeln Sie Ihre
eigene Blockchain (2021) 46; s auch Appel, Quick Guide Kryptowerte (2021) 17.

78) Vgl zu Bitcoin Reindl-Krauskopf/Salimi/Stricker, IT-Strafrecht (2018) Rz 2.137; s hierzu auch die Aus-
führungen zum Wortlaut der Bestimmung in Abschn III.A.2.

79) Siehe Abschn III.A.
80) Siehe ErwGr 8 Unbare ZahlungsmittelRL 2019/713 ABl L 2019/123, 18 in der englischen und franzö-

sischen Sprachfassung; die deutsche Sprachfassung sieht für E-Geld und virtuelle Währungen Unter-
schiedliches vor, was der Unbare ZahlungsmittelRL aber jedenfalls nicht zu entnehmen wäre (s insb
Art 2 lit a und c Unbare ZahlungsmittelRL); zur Auslegung bei divergierenden Sprachfassungen im
europäischen Recht s Martens, Methodenlehre des Unionsrechts (2013) 340ff.
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Währungen ermöglichen, bei Vorliegen aller Voraussetzungen ein unbares Zahlungsmittel
darstellen.81) Digitale Brieftaschen (auch Wallets genannt) bilden allerdings nicht selbst die
virtuelle Währung, sondern dienen nur als Aufbewahrungsort für den Private Key, der Zu-
gang zur virtuellen Währung gewährt.82)

Sieht man (auch) E-Geld und virtuelle Währungen selbst als unbares Zahlungsmittel an,
müsste im Übrigen auch Giralgeld – als Paradefall des digitalen Wertübertragungsmediums
– als unkörperliches unbares Zahlungsmittel angesehen werden. Ansonsten wären virtuelle
Währungen und E-Geld besser durch die Unbare Zahlungsmittelrichtlinie bzw die Zahlungs-
mitteldelikte des StGB geschützt als Giralgeld, was dem gesetzgeberischenWillen wohl keines-
falls entspricht.

Fraglich ist, was in Bezug auf Zugangsdaten zu virtuellen Währungen ein unkörperliches un-
bares Zahlungsmittel darstellen kann. Kann nur der Private Key ein unkörperliches unbares
Zahlungsinstrument sein, weil nur durch ihn tatsächlich eine Transaktion auf der Blockchain
ausgelöst werden kann? Oder kommen bspw auch die Zugangsdaten zu einer Wallet, in wel-
cher der Private Key aufbewahrt wird, als unkörperliches unbares Zahlungsmittel in Betracht?
ErwGr 10 der Unbare Zahlungsmittelrichtlinie spricht diesbezüglich davon, dass „digitale
Brieftaschen für die Übertragung virtueller Währungen die Merkmale eines Zahlungsinstru-
ments aufweisen können, aber nicht müssen“.

Bei Wallets, bei denen der wirtschaftliche Inhaber der Werte selbst keine Kontrolle über seine
Private Keys hat, sondern ein Intermediär für den Nutzer Zahlungsvorgänge durchführt (sog
Custodial Wallets83)), wie das in der Regel bei zentralen Kryptowertetauschbörsen der Fall ist
(ein Bsp hierfür ist Bitpanda),84) kommt auch den Zugangsdaten zum personalisierten Benut-
zerkonto (bei Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen des § 74 Abs 1 Z 10 StGB) Zahlungs-
mitteleigenschaft iSd Art 2 lit a Unbare Zahlungsmittelrichtlinie bzw § 74 Abs 1 Z 10 StGB
zu, da die Nutzer mit diesen (ohne Nutzung des Private Keys) dem Intermediär einen Zah-
lungsauftrag erteilen können.85)

Bei Wallets, bei denen der Nutzer hingegen Kontrolle über seine Private Keys behält und
selbst die Transaktion auf der Blockchain auslöst, ist nur der Private Key selbst86) als unkör-
perliches unbares Zahlungsmittel anzusehen (sofern die restlichen Merkmale des § 74 Abs 1

81) ErwGr 10 Unbare ZahlungsmittelRL 2019/713 ABl L 2019/123, 18; ErläutRV 1099 BlgNR 27. GP 2.
82) Hellwig/Karlic/Huchzermeier, Entwickeln Sie Ihre eigene Blockchain 46; s auch Appel, Quick Guide

Kryptowerte 17.
83) Gomzin, Crypto Basics (2022) 168ff.
84) Schmidt, Kryptowährungen und Blockchains 86ff.
85) Siehe auch ErwGr 8 der Unbare ZahlungsmittelRL, wonach unbares Zahlungsinstrumente „so verstan-

den werden [soll], dass das Instrument dem Besitzer oder Nutzer ermöglicht, tatsächlich Geld oder mo-
netäre Werte zu übertragen oder einen Zahlungsauftrag zu erteilen.“ (Hervorhebung in der FN durch
die Autorin); zum Begriff des Zahlungsauftrag s auch Art 4 Z 13 RL 2015/2366/EU des Europäischen
Parlaments und des Rates v 25. 11. 2015 über Zahlungsdienste im Binnenmarkt, zur Änderung der
Richtlinien 2002/65/EG, 2009/110/EG und 2013/36/EU und der Verordnung (EU) Nr 1093/2010 so-
wie zur Aufhebung der Richtlinie 2007/64/EG, ABl L 2015/337, 35; zusätzlich nehmen zentrale Kryp-
towertetauschbörsen (wie etwa Bitpanda) nicht alle Transaktionen auf der Blockchain vor, sondern es
kommt häufig nur zu internen Umbuchungen, s bspw Punkt 7 Bitpanda ABB https://www.bitpanda.
com/de/legal/bitpanda-general-terms-conditions (abgefragt 18. 1. 2023) und die Coinbase Website
https://help.coinbase.com/de/coinbase/trading-and-funding/buying-selling-or-converting-crypto/
why-cant-i-see-my-transaction-on-the-blockchain (abgefragt 18. 1. 2023).

86) Und alle Daten, aus denen er sich rechnerisch ableiten lässt (zB Mnemonic Seed); s hierzu Antonopou-
los, Mastering Bitcoin 95ff; Schmidt, Kryptowährungen und Blockchains 82.
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Z 10 StGB erfüllt sind). Auch wenn durch die Eingabe der Zugangsdaten zur Wallet selbst
(wie bspw Mailadresse und Passwort) durch den Nutzer idR ein Zahlungsvorgang über die
Wallet ausgelöst werden kann, werden durch die Wallet nicht diese Daten an die Blockchain
übermittelt, sondern immer die mittels Private Key erstellte Signatur. Es handelt sich nur um
eine benutzerfreundliche Programmierung der Wallet. Zur Veranschaulichung kann folgen-
der Vergleich gezogen werden: Zugangsdaten (Mailadresse und Passwort) zu einer iCloud, in
der vom Nutzer in der Notizen-App Kreditkartendaten gespeichert wurden, macht nicht die
Zugangsdaten zur iCloud selbst zum unkörperlichen unbaren Zahlungsmittel. Selbst wenn je-
mand ein Programm erstellen würde, das bei Eingabe der iCloud-Daten die iCloud automa-
tisch nach Kreditkartendaten durchsucht und mit den gefundenen Kreditkartendaten dann
schließlich automatisch eine Transaktion vornimmt, macht nicht die iCloud-Daten selbst
zum unbaren Zahlungsmittel, die tatsächliche Transaktion findet weiterhin mittels der Kredit-
kartendaten statt.

C. „. . . die vor Fälschung oder missbräuchlicher Verwendung geschützt sind“

Gem § 74 Abs 1 Z 10 StGB muss ein unbares Zahlungsmittel vor Fälschung oder missbräuch-
licher Verwendung geschützt sein. Dies entspricht im Wesentlichen Art 2 lit a und b Unbare
Zahlungsmittelrichtlinie. Die Richtlinie zählt in Art 2 lit b beispielhaft auf, dass der Schutz
durch Design, Kodierung oder eine Unterschrift erfolgen kann. Für § 74 Abs 1 Z 10 StGB fin-
det man die beispielhafte Aufzählung in den Erläuterungen.87) In § 74 Abs 1 Z 10 StGB aF
fand sich die Aufzählung, wie der Schutz ausgestaltet sein muss, noch im Normtext selbst
und war abschließend geregelt.88) Das Erfordernis des Fälschungs- bzw Missbrauchsschutzes
soll gemäß den Erwägungsgründen der Unbare Zahlungsmittelrichtlinie die Wirtschaftsbetei-
ligten dazu anhalten, die von ihnen herausgegebenen Zahlungsinstrumente mit einem beson-
deren Schutz zu versehen.89)

Die Zugangsdaten zu einem allgemein zugänglichen Online-Banking (Verfügernummer und
Passwort) oder zu einem anderen Zahlungsanbieter können bspw durch einen Autorisie-
rungscode oder eine andere Zwei-Faktor-Authentifizierung (2FA) vor missbräuchlicher Ver-
wendung geschützt sein. Bei Kreditkartendaten kann dies mittels Sicherungsmechanismen
wie „Visa Secure“ erfolgen, das bei Online-Visa-Zahlungstransaktionen die Eingabe eines
Passworts vorsieht. Bei Apple Pay werden die Zahlungsdaten durch Face ID, Touch ID oder
den Entsperr-Code vor Missbrauch geschützt.90)

In Bezug auf unkörperliche unbare Zahlungsmittel ist fraglich, ob die Legaldefinition gem
§ 74 Abs 1 Z 10 SGB auch dann erfüllt sein kann, wenn der entsprechende Schutz nicht durch
den Aussteller, sondern durch den Nutzer vorgesehen wurde.

Dies ist insb für Private Keys relevant, die keinen Aussteller haben, sondern vom Nutzer bzw
einer Wallet anhand eines mathematischen Prinzips selbst generiert werden.91) Mit dem Pri-

87) ErläutRV 1099 BlgNR 27. GP 1 f.
88) Anzumerken ist hier, dass bereits der RB 2001/413/JI ABl L 2001/149, 1 davon sprach, dass dieser

Schutz „beispielsweise durch ihr Design, eine Kodierung oder eine Unterschrift“ erfolgen kann (Hervor-
hebung in der FN durch die Autorin). Die abschließende Aufzählung in § 74 Abs 1 Z 10 StGB ent-
sprach somit nicht dem damaligen RB.

89) ErwGr 12 Unbare ZahlungsmittelRL 2019/713 ABl L 2019/123, 18.
90) Siehe auch Hinterhofer/Rosbaud, Strafrecht BT II7 § 241a Rz 6; Schroll/Oberressl in Höpfel/Ratz,WK2

StGB (in Druck) § 74 Rz 60/33.
91) Die Website https://www.bitaddress.org/ (abgefragt 24. 1. 2023) ermöglicht es zB sich einen Private

Key für Bitcoin zu generieren.
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vate Key kann auf der Blockchain unmittelbar eine Transaktion ausgelöst werden, es wird
keine Eingabe eines Passworts oder Ähnliches benötigt.92) Daher speichern Nutzer ihre Pri-
vate Keys idR in Wallets, die passwortgeschützt sind. Hier wird ein Schutz des Private Keys
also durch den Nutzer selbst vorgenommen. Anzudenken ist bezüglich Private Keys den
durch den Nutzer vorgenommenen Schutz als tatobjektsbegründend iSd § 74 Abs 1 Z 10
StGB zuzulassen, da ansonsten Nutzer von virtuellen Währungen, die diese nicht über einen
Intermediär halten, ein geringeres Schutzniveau erfahren würden. Außerdem wäre bspw ein
Angriff auf eine Kryptowertebörse, um deren Private Keys (die sie für ihre Kunden halten) zu
erlangen, jedenfalls nicht nach den Zahlungsmitteldelikten strafbar.93) Auch hinsichtlich der
Verschlüsselung des Private Keys mit einem Passwort (wie bspw mittels BIP-38-Verschlüsse-
lung) ist dies zu erwägen. Hier wird der Private Key vom Nutzer durch ein Passwort rechne-
risch verändert, sodass er nicht mehr unmittelbar für eine Transaktion auf der Blockchain ein-
gesetzt werden kann. Erst wenn man ihn mit dem zugehörigen Passwort rechnerisch ent-
schlüsselt, entsteht der direkt einsetzbare Private Key.94)

ME sollte der durch den Nutzer eingerichtete Schutz in Fällen, in denen es keinen Aussteller der
Zahlungsdaten gibt, als tatobjektsbegründend iSd § 74 Abs 1 Z 10 StGB angesehen werden. Er
stellt eine häufige Praxis bei Private Keys dar. Daher erscheint es dem Regelungszweck zu ent-
sprechen, ihn in diesen Fällen als tatobjektsbegründend zuzulassen.95) Diese Ansicht ermöglicht
es, unsachliche Strafbarkeitslücken zu vermeiden, und ist auch mit der Wortlautgrenze des
Art 2 lit a Unbare Zahlungsmittelrichtlinie und des § 74 Abs 1 Z 10 StGB vereinbar. Wenn
es allerdings einen Aussteller der Zahlungsdaten gibt, sollte der geforderte Schutz weiterhin
nur dann angenommen werden, wenn er durch den Aussteller selbst implementiert wurde,
um dem Ziel der Richtlinie, die Wirtschaftsbeteiligten dazu anzuhalten, die von ihnen heraus-
gegebenen Zahlungsinstrumente mit einem besonderen Schutz zu versehen, zu entsprechen.96)

D. „. . . ausgenommen gesetzliche Zahlungsmittel“

Die Definition des § 74 Abs 1 Z 10 StGB sieht vor, dass unbare Zahlungsmittel „nichtkörper-
liche oder körperliche Vorrichtungen, Gegenstände oder Aufzeichnungen oder deren Kombina-
tion, ausgenommen gesetzliche Zahlungsmittel [. . .]“ sind. Gesetzliche Zahlungsmittel werden
also explizit von der Legaldefinition ausgenommen. Die Ausnahme geht dabei auf Art 2 lit a
Unbare Zahlungsmittelrichtlinie zurück. Die explizite Ausnahme fand sich bereits in Art 1
lit a Rahmenbeschluss zur Bekämpfung von Betrug und Fälschung im Zusammenhang mit
unbaren Zahlungsmitteln97), wobei damals aufgrund der verlangten Körperlichkeit noch
von der „Ausnahme gesetzlicher Zahlungsmittel (Banknoten und Münzen)“ die Rede war.
Die explizite Ausnahme wurde nicht in § 74 Abs 1 Z 10 StGB aF übernommen, da nach
den Erläuterungen, „die im EU-Rahmenbeschluss für Banknoten und Münzen formulierte Aus-
nahme für gesetzliche Zahlungsmittel [. . .] wegen der Verwendung des Begriffes ‚unbares Zah-
lungsmittel‘ unterbleiben [konnte].“98)

92) Vgl Rirsch, Crypto-Assets: DLT-Token als Objekt der Finanzmarktaufsicht 51; s auch Summers, Un-
derstanding Blockchain and Cryptocurrencies (2022) 76.

93) So im Ergebnis auch Schroll/Oberressl in Höpfel/Ratz, WK2 StGB (in Druck) § 74 Rz 60/35.
94) Antonopoulos, Mastering Bitcoin 80 f.
95) Siehe auch Schroll/Oberressl in Höpfel/Ratz, WK2 StGB (in Druck) § 74 Rz 60/36.
96) ErwGr 12 Unbare ZahlungsmittelRL 2019/713 ABl L 2019/123, 18; daher sind Paysafecard-Codes auch

weiterhin keine unbaren Zahlungsmittel, s auch Bauer-Raschhofer, ZWF 2022, 50 (53).
97) RB 2001/413/JI ABl L 2001/149, 1.
98) ErläutRV 309 BlgNR 22. GP 7; s auch Bauer-Raschhofer, ZWF 2022, 50 (53).

Das unkörperliche unbare Zahlungsmittel gem § 74 Abs 1 Z 10 StGB 123

ÖJA [2023] 01



Da es sich nach dem hier vertretenen Verständnis beim unkörperlichen unbaren Zahlungs-
mittel um die Zugangsdaten zu einem monetären Wert und nicht um den monetären Wert
selbst handelt, stellt sich in erster Linie die Frage, ob den Zugangsdaten zum monetären Wert
die Eigenschaft als gesetzliches Zahlungsmittel zukommt. Anzudenken ist es allerdings, die
Ausnahme vom Begriff des unbaren Zahlungsinstruments iSd Art 2 lit a Unbare Zahlungs-
mittelrichtlinie bzw § 74 Abs 1 Z 10 StGB auch auf Zahlungsdaten anzuwenden, bei denen
der dahinterliegende monetäre Wert (zB der digitale Euro) zum gesetzlichen Zahlungsmittel
erklärt wird. Diesbezüglich bleibt allerdings abzuwarten, wie eine Regelung, die ein digitales
Zahlungsmittel zum gesetzlichen Zahlungsmittel erklärt, tatsächlich ausgestaltet wäre.

Abzulehnen ist die in der Literatur vertretene Ansicht99), dass sich die Ausnahme von gesetz-
lichen Zahlungsmitteln auch auf Zahlungsmittel erstreckt, die ausschließlich außerhalb der
Europäischen Union als gesetzliches Zahlungsmittel gelten. Der Richtliniengesetzgeber wollte
wohl nicht bezwecken, dass die Frage, ob ein unbares Zahlungsinstrument vorliegt, vom Ver-
halten von Drittstaaten abhängig ist.100) Bei gesetzlichen Zahlungsmittel iS der Unbare Zah-
lungsmittelrichtlinie handelt es sich einerseits um Euro-Banknoten und Euro-Münzen, die
(momentan) die einzigen gesetzlichen Zahlungsmittel innerhalb der Währungsunion darstel-
len.101) Weil die Unbare Zahlungsmittelrichtlinie allerdings nicht nur für Mitgliedstaaten der
EU gilt, die auch Mitglied der Währungsunion sind, sind andererseits auch gesetzliche Zah-
lungsmittel von Mitgliedstaaten von der Ausnahme des Art 2 lit a Unbare Zahlungsmittel-
richtlinie umfasst, die nicht Teil der Währungsunion sind. Die Zugangsdaten zu Bitcoin
(der in El Salvador als gesetzliches Zahlungsmittel gilt) sind daher jedenfalls unkörperliches
unbares Zahlungsinstrument iS der Unbare Zahlungsmittelrichtlinie.

Der österr Gesetzgeber hat im StGB keinerlei Änderung dahingehend vorgenommen, dass
auch gesetzliche Zahlungsmittel von Drittstaaten (in Form von unkörperlichen Zahlungsmit-
teln) unter die in § 74 Abs 1 Z 10 StGB genannte Ausnahme fallen sollen. Es lässt sich auch
aus § 241 StGB kein entsprechender Schluss ziehen, da hier nur von gesetzlichen Zahlungs-
mitteln des Auslands in Form von Banknoten und Geldmünzen die Rede ist.102) Dementspre-
chend fallen unter die Ausnahme in § 74 Abs 1 Z 10 StGB, wie auch unter die der Unbare
Zahlungsmittelrichtlinie, ausschließlich gesetzliche Zahlungsmittel von Mitgliedsstaaten der
EU.103)

Es ist für die Einordnung als unkörperliches unbares Zahlungsmittel im Übrigen irrelevant, ob
die Eigenschaft als virtuelle Währung, die bspw bei Bitcoin in der Literatur zum Teil verneint
bzw problematisiert wird,104) vorliegt. Es handelt sich bei den Zugangsdaten zu Bitcoin jeden-

99) Zu dieser Ansicht s Glaser, Der Bitcoin als staatliche Währung, ZWF 2021, 264 (266).
100) Bauer-Raschhofer, ZWF 2022, 50 (53); ErwGr 10 spricht insofern auch davon, dass „[d]en Mitglied-

staaten [. . .] nahegelegt werden [sollte], in ihrem nationalen Recht sicherzustellen, dass künftige Wäh-
rungen virtueller Art, die von ihren Zentralbanken oder anderen öffentlichen Behörden herausgegeben
werden, denselben Schutz vor betrügerischen Straftaten wie unbare Zahlungsmittel im Allgemeinen ge-
nießen.“ (Hervorhebung in der FN durch die Autorin).

101) Art 128 Abs 1 AEUV; Art 11 VO (EG) 974/1998 des Rates v 3. 5. 1998 über die Einführung des Euro,
ABl L 1998/139, 1.

102) Siehe auch Bauer-Raschhofer, ZWF 2022, 50 (53).
103) Im Ergebnis so auch Schroll/Oberressl in Höpfel/Ratz, WK2 StGB (in Druck) § 74 Rz 60/38; Bauer-

Raschhofer, ZWF 2022, 50 (53); aA Glaser, ZWF 2021, 264 (266).
104) Siehe zB Glaser, ZWF 2021, 264 (265 f), der die Eigenschaft als virtuelle Währung verneint; zum Pro-

blem s Völkel, Zum Begriff „virtuelle Währung“, ZFR 2019, 346 (348 f); zur Definition des Begriffs im
Zusammenhang mit der Geldwäsche s auch Schiestl, Die 5. Geldwäscherichtlinie: Ein Versuch, die
Blockchain an die Kette zu nehmen, EALR 2020, 46 (46ff).
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falls um Aufzeichnungen, die in Verbindung mit einem oder mehreren Verfahren dem Inha-
ber oder Nutzer ermöglichen, Geld oder monetäre Werte zu übertragen, nämlich unabhängig
davon, ob Bitcoin ein Tauschmittel ist.105)

E. Entfall der bargeldvertretenden Funktion?

In § 74 Abs 1 Z 10 StGB aF war geregelt, dass ein unbares Zahlungsmittel nur dann vorliegt,
wenn es „im Rechtsverkehr bargeldvertretende Funktion hat oder der Ausgabe von Bargeld
dient“. Der OGH sprach insofern von der Notwendigkeit der „ubiquitären Einsetzbarkeit“,
also der Einsetzbarkeit im allgemeinen Zahlungsverkehr, damit die Eigenschaft als unbares
Zahlungsmittel bejaht werden kann.106) Weil das Erfordernis im Wortlaut des § 74 Abs 1
Z 10 StGB entfallen ist, gehen Teile der Literatur nun davon aus, dass keine bargeldvertre-
tende Funktion mehr nötigt ist, um von einem unbaren Zahlungsmittel zu sprechen.107) An-
dere gehen wiederum davon aus, dass diese nach wie vor Tatbestandselement ist.108)

Hinzuweisen ist in diesem Zusammenhang darauf, dass die Legaldefinition in Art 1 lit a Rah-
menbeschluss zur Bekämpfung von Betrug und Fälschung im Zusammenhang mit unbaren
Zahlungsmitteln109), die § 74 Abs 1 Z 10 StGB aF umsetzte, demWortlaut nach kein Erforder-
nis einer bargeldvertretenden Funktion vorsah. Die beispielhafte Aufzählung der dort ge-
nannten Zahlungsinstrumente zeigte aber, dass sich auch der Rahmenbeschluss nur auf ubi-
quitär einsetzbare Zahlungsmittel beziehen sollte.110) In Art 2 lit a Unbare Zahlungsmittel-
richtlinie wurden diese Aufzählungen, da sie nur körperliche unbare Zahlungsinstrumente
umfassten, aufgegeben. Insgesamt zeigt die Unbare Zahlungsmittelrichtlinie aber, dass es wei-
terhin auf die ubiquitäre Einsetzbarkeit ankommen soll, damit die Legaldefinition erfüllt ist.
In Hinblick auf virtuelle Währungen wird diese in ErwGr 10 sogar explizit verlangt. Auch
Kreditkartendaten, denen jedenfalls ubiquitäre Einsetzbarkeit zukommt, werden in den
ErwGr 13 als Beispiel genannt. Zusätzlich ist anzumerken, dass das Ziel der Richtlinie ist, ei-
nen technologieneutralen Ansatz zu verfolgen und damit auch unkörperliche unbare Zah-
lungsinstrumente in den Anwendungsbereich miteinzubeziehen.111) Es ist aber nicht ersicht-
lich, dass von nun an etwa auch Gutscheinkarten und Kopierkarten in den Anwendungsbe-
reich der Unbare Zahlungsmittelrichtlinie miteinbezogen werden sollen.

Es wäre zwar möglich, dass der österr Gesetzgeber einen weiteren Anwendungsbereich für
§ 74 Abs 1 Z 10 StGB als der europäische Gesetzgeber vorsieht.112) Allerdings dient § 74 Abs 1
Z 10 StGB in erster Linie Richtlinienumsetzung und damit der Einbeziehung von unkörper-
lichen unbaren Zahlungsmitteln und nicht etwa der Erweiterung der Legaldefinition auf Guts-

105) Siehe auch Schroll/Oberressl in Höpfel/Ratz, WK2 StGB (in Druck) § 74 Rz 60/28.
106) RIS Justiz RS0120525; OGH 17. 2. 2006 14 Os 2/06k; s auch Seiler in Birklbauer et al, PK-StGB § 74

Rz 40; Nittel in Triffterer/Rosbaud/Hinterhofer, SbgK § 74 Rz 167 f.
107) Hinterhofer/Rosbaud, Strafrecht BT II6 § 241a Rz 7 sehen die ubiquitäre Einsetzbarkeit nicht als Er-

fordernis, allerdings müsse eine bestimmungsgemäße Geldwertübertragungsfunktion vorliegen; Ley/
Bichler, Novellierung der Definition unbarer Zahlungsmittel und die Auswirkungen auf virtuelle
Währungen, JSt 365 (365 f), die allerdings die nötige Zahlungsfunktion als Einschränkung sehen; Un-
ger, jusIT 2022, 9 (10).

108) Schroll/Oberressl in Höpfel/Ratz, WK2 StGB § 74 (in Druck) Rz 60/29 f; Fabrizy/Michel-Kwapinski/
Oshidari, StGB14 Rz 27; so im Ergebnis scheinbar Bauer-Raschhofer, ZWF 2022, 50 (53 f).

109) RB 2001/413/JI ABl L 2001/149, 1; s auch Bauer-Raschhofer, ZWF 2022, 50 (53).
110) Kienapfel/Schmoller, Strafrecht BT III2 Vorbem §§ 241a ff Rz 30.
111) ErwGr 6 Unbare ZahlungsmittelRL 2019/713 ABl L 2019/123, 18.
112) ErwGr 18 Unbare ZahlungsmittelRL 2019/713 ABl L 2019/123, 18.
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cheinkarten etc.113) Auch in den beispielhaften Aufzählungen der Erläuterungen werden nur
ubiquitär einsetzbare Zahlungsmittel genannt.114)

Um als unkörperliches Zahlungsmittel iSd § 74 Abs 1 Z 10 StGB zu gelten, muss den Zah-
lungsdaten also auch nach der neuen Legaldefinition ubiquitäre Einsetzbarkeit zukommen.
Dies liegt jedenfalls bei Online-Banking-Daten, bei Kreditkartendaten, bei Paypal-Zahlungs-
daten, bei Apple-Pay und bei Private Keys zu Bitcoin vor.

F. Entfall der Ausstellererkennbarkeit?

§ 74 Abs 1 Z 10 StGB aF enthielt im Wortlaut explizit die Ausstellererkennbarkeit als Tatbe-
standsmerkmal des unbaren Zahlungsmittels. Dieses Element hatte der österr Gesetzgeber
dem Urkundenbegriff entlehnt, es ergab sich nicht aus dem früheren Rahmenbeschluss.115)
In der Neufassung des § 74 Abs 1 Z 10 findet sich das Merkmal der Ausstellererkennbarkeit
nicht mehr im Wortlaut der Bestimmung. Durch die Unbare Zahlungsmittelrichtlinie, die ei-
nen technologieneutralen Ansatz verfolgt116) und deren Ziel es ist, auch unkörperliche unbare
Zahlungsinstrumente zu schützen,117) ist es auf nationaler Ebene auch gar nicht mehr möglich,
das Element auf Tatobjektsebene zu fordern. Bei unkörperlichen Zahlungsmitteln ist der Aus-
steller idR nicht erkennbar (zB Mailadresse und Passwort als Paypal-Zahlungsdaten). Deswe-
gen war es notwendig, das Tatbestandsmerkmal bei der Tatobjektseigenschaft nach § 74 Abs 1
Z 10 StGB aufzugeben. Damit ist das Merkmal im Übrigen auch für körperliche unbare Zah-
lungsmittel entfallen.118) Das zeigt einerseits der Wortlaut des § 74 Abs 1 Z 10 StGB, der das
Element der Ausstellererkennbarkeit unterschiedslos weder für körperliche noch für unkör-
perliche Zahlungsmittel vorsieht. Außerdem wollte weder der europäische noch der österr
Gesetzgeber einem Zahlungsmittel je nach Vorliegen der (Un)Körperlichkeit ein unterschied-
liches Schutzniveau zukommen lassen. Ziel der Unbare Zahlungsmittelrichtlinie und folglich
auch des § 74 Abs 1 Z 10 StGB ist es, unkörperliche Zahlungsmittel entsprechend körperli-
chen zu schützen und nicht darüber hinaus. IdR ist bei körperlichen Zahlungsmitteln zwar
der Aussteller erkennbar, es ist aber kein Tatbestandsmerkmal des § 74 Abs 1 Z 10 StGB
mehr. Für die Anwendbarkeit der Fälschungsdelikte (zB § 241a StGB) kommt es aber weiter-
hin – sowohl bei körperlichen als auch unkörperlichen unbaren Zahlungsmittel – auf die Aus-

113) ErläutRV 1099 BlgNR 27. GP 1 f.
114) ErläutRV 1099 BlgNR 27. GP 2; zusätzlich wird auch ErwGr 10 wiedergegeben, wonach virtuelle

Währungen nur erfasst werden sollen, wenn sie gemeinhin für die Leistungen von Zahlungen ver-
wendet werden können; aM BMJ, Erlass v 13. 12. 2021 über die Regelungen des Bundesgesetzes,
mit dem das Strafgesetzbuch und das Zahlungsdienstegesetz 2018 zur Umsetzung der RL zur Be-
kämpfung von Betrug und Fälschung im Zusammenhang mit unbaren Zahlungsmitteln geändert
werden, 2021–0.956.819, 4, das die ubiquitäre Einsetzbarkeit als kein Merkmal mehr ansieht, interes-
santerweise verwendet es als Bsp bzw Grund aber gerade virtuelle Währungen, was den Erläuterun-
gen zu § 74 Abs 1 Z 10 StGB widerspricht.

115) ErläutRV 309 BlgNR 22. GP 6; s auch Bauer-Raschhofer, ZWF 2022, 50 (54).
116) Siehe ErwGr 6 Unbare ZahlungsmittelRL 2019/713 ABl L 2019/123, 18.
117) Siehe ErwGr 15 und insb Art 5 Unbare ZahlungsmittelRL 2019/713 ABl L 2019/123, 18.
118) Für den Entfall der Ausstellererkennbarkeit für körperliche und unkörperliche Zahlungsmittel Bauer-

Raschhofer, ZWF 2022, 50 (54); Hinterhofer/Rosbaud, Strafrecht BT II6 § 241a Rz 12; s auch Schmol-
ler, 5/SN-137/ME 27. GP 3; s hingegen Schroll/Oberressl in Höpfel/Ratz, WK2 StGB (in Druck) § 74
Rz 60/20 und 60/31, die zwischen körperlichen und unkörperlichen differenzieren; aA auch Fabrizy/
Michel-Kwapinski/Oshidari, StGB14 Rz 27, die ohne nähere Begründung für (un)körperliche Zah-
lungsmittel an der Ausstellererkennbarkeit festhalten.
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stellererkennbarkeit an.119) Fraglich ist, wie eine Fälschung eines unkörperlichen unbaren
Zahlungsmittels im Detail aussehen kann und welcher Anwendungsbereich Fälschungsdelik-
ten in Hinblick auf unkörperliche unbare Zahlungsmittel tatsächlich zukommt.

IV. Fazit

Die Novellierung der Legaldefinition des unbaren Zahlungsmittels und die damit einherge-
hende Aufnahme des unkörperlichen unbaren Zahlungsmittels in § 74 Abs 1 Z 10 StGB führt
zu einem deutlich weiteren Anwendungsbereich und damit auch zu einer deutlich größeren
Relevanz der Delikte zum Schutz von unbaren Zahlungsmitteln im StGB. Die Legaldefinition
ist – unter Beachtung der Vorgaben der Unbare Zahlungsmittelrichtlinie – jedenfalls so aus-
zulegen, dass noch eine sinnvolle Anwendung der entsprechenden Delikte im StGB
(§§ 241a ff StGB) möglich ist. Da derWortlaut der Bestimmung sehr weit gefasst wurde, müs-
sen außerdem Einschränkungen vorgenommen werden, die eine unsachliche Ausuferung der
Strafbarkeit vermeiden. In der Praxis ist jedenfalls darauf zu achten, im Einzelfall die tatsäch-
lichen technischen Gegebenheiten zu berücksichtigen, um eine juristische Einordnung vor-
nehmen zu können. Neben den in diesem Beitrag behandelten Problemstellungen im Zusam-
menhang mit unkörperlichen unbaren Zahlungsmitteln als Tatobjekt sind auch in Hinblick
auf die Auslegung der Zahlungsmitteldelikte (§§ 241 a ff StGB) bei unkörperlichen unbaren
Zahlungsmitteln und auf die sich ergebenden Konkurrenzen mit anderen Delikten des StGB
noch viele Fragen offen.

119) Bauer-Raschhofer, ZWF 2022, 50 (54); Hinterhofer/Rosbaud, Strafrecht BT II6 § 241a Rz 12; s auch
Schmoller, 5/SN-137/ME 27. GP 3; zur Tathandlung des Fälschens s Hinterhofer/Rosbaud, Strafrecht
BT II7 § 241a Rz 13ff.
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